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Zwischenlager Philippsburg: Grüne fordern s
Grüne haben keine Lösung für die Endlagerfrage

(09.11.2011)

„Wörtlich hat die Bundestagsfraktion der Grünen
Bundestag aufgefordert die Bunderegierung
Genehmigungsanträge für die Zwischenlagerung ihrer hochradioa
tungsabfälle in den standortnah
württembergische Abgeordnete Judith Skudelny aus dem Umweltausschuss des Deutschen
Bundestages.

Dabei gilt für Baden-Württembe
Hauptaktionär der EnBW ist das Land Baden

„Die Grünen fordern damit über den Deutschen Bundestag und über die Bundesregierung
ihre eigene grüne Landesregierung mit Umweltminister Untersteller zum Handeln auf. Aber
Untersteller handelt nicht. Daran zeigt
Sie haben schlicht und einfach kein Konzept
delny.

„Nur mit Forderungsanträgen kann man als Oppositionspartei agieren aber nicht in der R
gierungsverantwortung , da ist Handeln gefragt“, kritisiert Skudelny.

Skudelny begrüßt zwar, dass die Grünen in Baden
nach zehn Jahren ihre Blockade nun beenden und sich aktiv bei der Endlagersuche einbri
gen wollen. Auch mit dem überarbeiteten
jedoch nur Zeit kaufen. Castor
nein, diese Fragen müssen jetzt geklärt werden. Die Grünen müssen Farbe bekennen“, fo
dert Skudelny.
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